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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 18/16518 - wird in der Fassung der Be-
schlüsse des Ausschusses angenommen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

 
 Beschlüsse des Ausschusses 

Siebtes Gesetz zur Änderung des  
Landesplanungsgesetzes  

Nordrhein-Westfalen 
 

 Siebtes Gesetz zur Änderung des  
Landesplanungsgesetzes  

Nordrhein-Westfalen 
 

Artikel 1 
 

Das Landesplanungsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. 
S. 430), das zuletzt durch Gesetz vom 
23. September 2025 (GV. NRW. S. 784) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
 

Das Landesplanungsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. 
S. 430), das zuletzt durch Gesetz vom 
23. September 2025 (GV. NRW. S. 784) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

1.  § 13 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Der Wortlaut wird Absatz 1. 
 
b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:   
 
 „(2) In Ergänzung zu § 9 des Raum-

ordnungsgesetzes soll die Dauer 
der Veröffentlichung der Unterla-
gen nach § 9 Absatz 2 Satz 1 und 2 
des Raumordnungsgesetzes regel-
mäßig einen Monat betragen. Bei 
komplexen Verfahren sollen weiter-
hin längere Veröffentlichungsfristen 
vorgesehen werden.“ 

 

 1.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

2.  Die §§ 14 und 15 werden wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 14 

Bekanntmachung von  
Raumordnungsplänen 

 
 Der Landesentwicklungsplan sowie die 

Bekanntmachung der Braunkohlen-
pläne werden im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Nordrhein-
Westfalen veröffentlicht. Die Bekannt-
machungen für die Regionalpläne erfol-
gen im Amtsblatt der Bezirksregierun-
gen. Die Bekanntmachungen der Regi-
onalpläne des Regionalverbands Ruhr 
erfolgen synchronisiert binnen eines 
Zeitraums von drei Tagen in den Amts-
blättern der Bezirksregierungen Arns-
berg, Düsseldorf und Münster. Mit der 

 2.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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letzten Bekanntmachung werden die 
Pläne wirksam. Die Gewährung der Ein-
sichtnahme nach § 10 Absatz 2 des 
Raumordnungsgesetzes erfolgt für den 
Landesentwicklungsplan Nordrhein-
Westfalen bei der Landesplanungsbe-
hörde und den Regionalplanungsbehör-
den. Für die übrigen Raumordnungs-
pläne erfolgt sie bei den Regionalpla-
nungsbehörden, auf die sich die Pla-
nung erstreckt. 

 
§ 15  

Planerhaltung 
 
 (1) Zusätzlich zu den in § 11 Absatz 1 

Nummer 1 des Raumordnungsgesetzes 
aufgeführten Fällen wird die Unbeacht-
lichkeit vermutet, wenn die Arten um-
weltbezogener Informationen nicht un-
mittelbar in der Offenlagebekanntma-
chung genannt waren, sich aber aus der 
Bekanntmachung ergeben hat, über 
welche Internetseite oder über welche 
Internetadresse und bei welcher öffent-
lichen Stelle die Informationen nach § 9  
Absatz 2 Satz 1 und 2 des Raumord-
nungsgesetzes einsehbar waren, eine 
Einsicht möglich war und eine Beteili-
gung stattgefunden hat. 

 
(2) Über § 11 Absatz 1, 4 sowie 5 Satz 
1 Nummern 1 und 3 des Raumord-
nungsgesetzes hinausgehend ist eine 
Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften für die Rechtswirksamkeit 
eines Raumordnungsplans auch dann 
unbeachtlich, wenn sie ohne Einfluss 
auf das Abwägungsergebnis gewesen 
ist. Satz 1 gilt nicht, wenn eine erforder-
liche Umweltprüfung oder Öffentlich-
keitsbeteiligung weder durchgeführt 
noch nachgeholt worden ist oder ein 
Fehler vergleichbarer Schwere vorliegt.  
 
(3) Die nach § 11 Absatz 5 Satz 1 des 
Raumordnungsgesetzes zuständige 
Stelle ist für den Landesentwicklungs-
plan die Landesplanungsbehörde, für 
die übrigen Raumordnungspläne die 
Regionalplanungsbehörde. 

 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/18044 

 
 

5 

(4) Über § 11 Absatz 3 und 5 Satz 1 
Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes 
hinausgehend werden sämtliche Abwä-
gungsmängel eines Raumordnungs-
plans unbeachtlich, wenn sie nicht in-
nerhalb von fünf Jahren seit dem Inkraft-
treten des Raumordnungsplans bei der 
nach Absatz 3 zuständigen Stelle gel-
tend gemacht worden sind. § 11 Ab-
satz 5 Satz 2 des Raumordnungsgeset-
zes gilt entsprechend. 
 
(5) § 11 des Raumordnungsgesetzes 
sowie die Absätze 1 bis 4 gelten ent-
sprechend, wenn Vorschriften des Lan-
desrechts oder unter dem Landesrecht 
stehende Vorschriften verletzt worden 
sind.“ 

 
3. Dem § 16 Absatz 2 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 „Dieser Zeitpunkt ist bereits erreicht, 

wenn eine erneute Beteiligung aufgrund 
wesentlicher Änderungen stattfindet; 
nicht geänderte Festlegungen erfüllen 
in diesem Fall die Voraussetzungen des 
Satzes 4.“ 

 

 3.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

4.  § 19 Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 
 

„(7) Regionalpläne und Änderungen von 
Regionalplänen sind der Landespla-
nungsbehörde in Bezug auf ihre in § 18 
Absatz 2 normierte Funktion als Land-
schaftsrahmenplan und forstlicher Rah-
menplan anzuzeigen. Ihre Bekanntma-
chung erfolgt, wenn die Landespla-
nungsbehörde nicht innerhalb der Frist 
von höchstens vier Wochen nach An-
zeige aufgrund einer Rechtsprüfung im 
Einvernehmen mit den für Naturschutz 
sowie Forsten zuständigen Ministerien 
unter Angabe von Gründen Einwendun-
gen erhoben hat. Die Frist beginnt mit 
Eingang der vollständigen Unterlagen, 
die von den Regionalplanungsbehörden 
in elektronischer Form zur Verfügung 
gestellt werden. Teile von Regionalplä-
nen können vorweg bekannt gemacht 
oder von der Bekanntmachung ausge-
nommen werden. Die Vorschrift soll im 
Hinblick auf Wirksamkeit in Bezug auf 

 4.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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den Schutz von Natur, Landschaft und 
Wald und die Effektivität der behördli-
chen Kontrolle in 2028 evaluiert wer-
den.“ 

 
5. § 41 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Der Wortlaut wird Absatz 1. 
 
b)  Folgender Absatz 2 wird angefügt:   
 
 „§ 15 ist auch auf Raumordnungs-

pläne anzuwenden, die vor dem … 
[einsetzen: Datum des auf die Ver-
kündung folgenden Tages des Ge-
setzes] in Kraft getreten sind.“  

 

 5.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

  6. -  n e u  -  
Nach § 41 wird der folgende § 41a einge-
fügt: 
 

„§ 41a 
Beschleunigungsgebiete für die 

Windenergie 
 

Vorranggebiete für die Windenergie in 
Regionalplänen sind auch dann Be-
schleunigungsgebiete im Sinne des § 28 
des Raumordnungsgesetzes, wenn sie in 
einem Planaufstellungsverfahren nach 
dem Raumordnungsgesetz, welches vor 
dem 15. August 2025 förmlich eingeleitet 
oder abgeschlossen wurde, als Be-
schleunigungsgebiete für die Windener-
gie ausgewiesen wurden, das jeweilige 
Vorranggebiet nicht in den in § 28 Abs. 2 
des Raumordnungsgesetzes aufgeführ-
ten Gebieten liegt und im Rahmen des 
Planaufstellungsverfahrens Regeln für 
wirksame Minderungsmaßnahmen im 
Sinne des § 28 Abs. 4 des Raumord-
nungsgesetzes aufgestellt wurden. 

 
Artikel 2 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft.  
 

 Artikel 2 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 18/16518, wurde durch das Plenum am 
26. November 2025 nach der 1. Lesung zur alleinigen Beratung an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Industrie, Klimaschutz und Energie überwiesen.  
 
B Beratung 
 
Der Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie hat eine schriftliche Anhö-
rung zu diesem Beratungsgegenstand durchgeführt.  
 
Den kommunalen Spitzenverbänden wurde gemäß § 58 GO LT NRW Gelegenheit zur Abgabe 
einer Stellungnahme gegeben.  
 
Zur Anhörung lagen folgende Stellungnahmen vor: 
 

Urheber/in Stellungnahme 

Arbeitsgemeinschaft der  
kommunalen Spitzenverbände  
Nordrhein-Westfalen 
Köln 
 

18/3418 

Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Köln 
 

Landkreistag Nordrhein-Westfalen  
Düsseldorf 
 

Städte- und Gemeindebund  
Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

Zentralinstitut für Raumplanung 
Professorin Dr. Susan Grotefels 
Geschäftsführerin 
Münster 
 

18/3419 

Unternehmer NRW e.V. 
Alexander Felsch 
Düsseldorf 
 

18/3416 
(Neudruck) 

Stefan Kuczera 
Regionalverband Ruhr 
Essen 
 

18/3432 
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Urheber/in Stellungnahme 

Professor Dr. Klaus Joachim Grigoleit 
Technische Universität Dortmund 
Fakultät Raumplanung 
Fachgebiet Raumplanungs- und  
Umweltrecht 
Dortmund 
 

18/3396 

IHK NRW –  
Die Industrie- und Handelskammern in  
Nordrhein-Westfalen e. V. 
Dr. Matthias Mainz 
Düsseldorf 
 

18/3417 

Professor Dr. Jörg Bogumil  
Ruhr-Universität Bochum 
Lehrstuhl für öffentliche Verwaltung, Stadt- und Regionalpolitik 
Bochum 
 

--- 

 
weitere Stellungnahme: 
 
Verband der Bau- und Rohstoffindustrie e. V. 
Duisburg                18/3392 
 
 
Eine Auswertung der schriftlichen Anhörung sowie die abschließende Beratung und Abstim-
mung erfolgten in der Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 
Energie am 25. Februar 2026. 
 
Die Fraktion der CDU erläuterte die Zielsetzung und Wirkung des Landesplanungsgesetzes. 
Sie befürwortete den Gesetzentwurf in der Fassung des von CDU und Bündnis 90/Die Grünen 
eingebrachten Änderungsantrags. Nach ihrer Darstellung habe auch die Sachverständigenan-
hörung eine überwiegend positive Bewertung ergeben; insoweit warb die Fraktion um Zustim-
mung. Inhaltlich nahm die Fraktion erneut zum Gesetzentwurf Stellung und betonte, dass die 
erforderliche Rechtssicherheit gewährleistet sei. Der Gesetzentwurf stelle ein wichtiges Instru-
ment der Landesplanung dar. Die Fraktion griff die von einzelnen Sachverständigen geäußer-
ten Kritikpunkte auf, hob jedoch zugleich die in der Anhörung ebenfalls deutlich gewordene 
besondere Bedeutung des Vorhabens hervor. 
 
Die Fraktion der SPD betonte, die Anhörung habe verfassungsrechtliche Bedenken deutlich 
gemacht. Es zeige sich eine weiterhin bestehende Rechtsunsicherheit. Eine gute Absicht er-
fordere auch ein gutes handwerkliches Vorgehen; ein solches liege bei dem Gesetzentwurf 
jedoch nicht vor. Zudem führten die vorgesehenen Einschränkungen für die Kommunen zu 
einem Ergebnis, das mit den Grundsätzen der Rechtsstaatlichkeit nicht vereinbar erscheine. 
Weiterhin kritisierte die Fraktion, die mögliche Verfassungswidrigkeit mit „Neuland“ zu verglei-
chen. Planungsfehler beruhten nicht auf unbekannten Umständen, sondern auf Tatsachen, 
die bereits bekannt gewesen seien, beziehungsweise hätten bekannt sein können. Aus diesen 
Gründen stimme die Fraktion weder dem Gesetzentwurf der Landesregierung noch dem Än-
derungsantrag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu. 
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN führte aus, das mit dem Gesetzentwurf verfolgte Ziel 
ausdrücklich zu befürworten. Planungsverfahren zu beschleunigen sei ein positiv 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/18044 

 
 

9 

hervorzuhebender Vorteil. Die Anhörung habe ein breites Spektrum an Argumenten und Ein-
schätzungen aufgezeigt. Gleichwohl wolle die Fraktion noch einmal deutlich betonen, dass 
Beschleunigungsvorhaben zeitnah und möglichst niedrigschwellig zugänglich gemacht wer-
den müssten – dies bringe alle Beteiligten voran. Das habe auch die Anhörung deutlich ge-
macht. Wichtig sei zudem, Vertrauen in raumordnungsrechtliche Planungen zu stärken. Ange-
sichts der Transformationsherausforderungen komme der Planungssicherheit eine besondere 
Bedeutung zu. Zugleich müsse der Rechtsschutz gewährleistet bleiben; auf Bundesebene sei 
hierfür bereits ein angemessener Zeitraum vorgesehen. 
Die Fraktion nehme die im Rahmen der Anhörung geäußerten Rückmeldungen, insbesondere 
im Hinblick auf die Planungssicherheit ernst. Vor diesem Hintergrund begrüße sie den Gesetz-
entwurf. 
 
Die Fraktion der FDP erklärte, dass sie den grundsätzlichen Ansatz des Gesetzentwurfs für 
richtig halte, insbesondere im Hinblick auf die angestrebte Planungssicherheit sowie Verfah-
rensbeschleunigung. Die vorgelegten Vorschläge würden grundsätzlich als sinnvoll bewertet 
und ausdrücklich begrüßt werden. Gleichwohl hätten die Stellungnahmen der Sachverständi-
gen deutlich gemacht, dass weiterhin erhebliche Fragen bestehen. Diese seien im weiteren 
Verfahren gezielt zu klären und abschließend zu beantworten. Die Fraktion unterstrich die von 
den Sachverständigen vorgetragenen berechtigten Bedenken ausdrücklich. Besonders 
schwer wiege dabei die Frage der EU-Rechtskonformität, des durch die Änderung neu einge-
brachten § 41 a, die in Zweifel gezogen würde. Auch die Kommunalen Spitzenverbände mahn-
ten in diesem Zusammenhang Differenzierungen an. Diese Einwände begründeten nach Auf-
fassung der Fraktion eine mögliche Rechtsunsicherheit anstelle der beabsichtigten Rechtssi-
cherheit. Sollte diese Rechtsunsicherheit nicht ausgeräumt werden können, werde die Frak-
tion dem Gesetzentwurf nicht zustimmen. 
 
Die Fraktion der AfD kritisierte, dass das zentrale Problem in der vorgesehenen Zeitangabe 
liege, da etwaige Fehler nachträglich nicht mehr geltend gemacht werden könnten. Sie unter-
stütze ausdrücklich die Planungsbeschleunigung; endlose Verfahren seien nicht das Ziel. Im 
Rahmen der Anhörung seien jedoch zahlreiche Bedenken vorgetragen worden die unter an-
derem verfassungsrechtliche Fragen aufwürfen. Die Fraktion hob in diesem Zusammenhang 
erneut die aus ihrer Sicht fehlende Rechtssicherheit hervor. Vor diesem Hintergrund lehne sie 
sowohl den Gesetzentwurf der Landesregierung als auch den vorliegenden Änderungsantrag 
der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab. 
 
Für die Landesregierung führte Ministerin Mona Neubaur aus, der Gesetzentwurf betrete Neu-
land und dies sei als mutiger Schritt zu verstehen. Selbstverständlich gebe es insoweit Beden-
ken; die Landesregierung bemühe sich jedoch, diese auszuräumen. 
Einzelne Fehler in Planungen könnten zu Rechtsunsicherheiten führen. Dies stelle jedoch kei-
nen hinreichenden Grund dar, ein gesamtes Gesetz abzulehnen. Vielmehr müsse eine sorg-
fältige Abwägung erfolgen, um wegen einzelner Mängel nicht das gesamte Regelungsvorha-
ben zu verwerfen. Es sei ausreichend Zeit für eine angemessene Prüfung vorhanden. Zwar 
gebe es Rechtsstreitigkeiten, doch begründeten diese kein grundsätzliches verfassungsrecht-
liches Problem. Der Gesetzentwurf sei verfassungsrechtlich zulässig; andernfalls wäre er nicht 
eingebracht worden. 
 
Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll 18/1150  
verwiesen.  
 
Zur abschließenden Beratung und Abstimmung im Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie lag ein Änderungsantrag, Drucksache 18/16930 (Neudruck), der Fraktio-
nen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vor. Dieser wurde in der Sitzung am  
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25. Februar 2026 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD angenommen. 
 
Über den (so geänderten) Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 18/16518, wurde 
im Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 25. Februar 2026 abge-
stimmt. Bei der Abstimmung wurde dieser mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD ange-
nommen. 
 
C Ergebnis 
 
Der Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie empfiehlt, den Gesetzent-
wurf der Landesregierung, Drucksache 18/16518, in der Fassung seiner Beschlüsse anzuneh-
men. 
 
 
 
Dr. Robin Korte 
Vorsitz 
 


